
Land NRW will Pflichtversicherung gegen Hochwasser einzuführen

Mit dieser lnitiative von Ministerpräsident  Hendrik Wüst (CDU) sollen
Bewohner        vom         Niederrhein         durch         einen         weiteren
Kostenbeitrag  bestraft werden. Erst genehmigt der Staat den Bergbau
unter einem  potenziellen  Überflutungsgebiet  des  Rheins  indem  das
Siedlungsgebiet bis z\u 25 Meter abgesenkt wird und den Bewohnern
das höhere Daseinsrisiko seit über 100 Jahren tragen lässt.
Wir  sehen  dass  die  Deichverbände  ihre  verantwortlichen  Aufgaben
zum     Daseinsschutz     wegen     unzureichender     Finanzmittel     und
artfremden Pflichten nicht nachkommen können. Der jahrzehntelange
Sanierungsüberhang ist bezeichnend dafür. Es gibt keinen TÜV der die
Mängel öffentlich macht.
Das gültige Bundesberggesetz fördert die Lebensraumschädigung und
das Risiko für Leib und Leben der Bewohner. Deiche  verhindern den
Rückfluss von Stauwasser aus den Senkungsmulden. Nur die ständige
Grundwasserabsenkung      hält      das      bergbaubetroffene      Gebiet
bewohnbar!
Durch eine ,,Pflichtversicherung" sollen eklatante Zuständigkeits- und
Verantwortungsdefizite   der   Landesregierung   -trotz   Grundgesetz-
Iegalisiert werden.  Mit einer  Pflichtversicherung  ist  das  reale   Risiko
von       500.000       Menschen,      Tiere       und       lnfrastruktur      eine
menschenverachtendd Strategie, die ein weiter so legalisiert!
Mit Vorsorge und Schadensverhinderung lässt sich politisch wohl kein
Blumentopf gewinnen?
Xanten, 16.03.2023 HWS
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